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Dem Geschäftsführer eines Transport-
unternehmens wurde von der Behörde 
vorgeworfen, dass er nicht dafür gesorgt 
habe, dass für eine grenzüberschreitende 
Güterbeförderung die erforderliche Ge-
meinschaftslizenz gemäß der Verordnung 
(EWG Nummer 881/92) mitgeführt wurde. 
Der Unternehmer wurde unter Hinweis 
auf das Güterbeförderungsgesetz (§ 23, 

§ 9, § 7 GütBefG) zu einer Geldstrafe von 
1.453,- Euro verurteilt. Die ursprünglich 
eingehobene Sicherheitsleistung wur-
de gemäß § 37 Verwaltungsstrafgesetz 
(VStG) für verfallen erklärt. 
Im gegenständlichen Fall waren die für 
den Transport verwendeten Lkw auf ein 
tschechisches Unternehmen A zuge-
lassen. Transporteurin war im gegen-
ständlichen Fall das Unternehmen B, 
das die Fahrzeuge vom Unternehmen A 
aufgrund einer „Benützungserlaubnis“ 
(eines Miet- bzw. Überlassungsvertrages) 
für Ihre Transporte verwendete. Die 
Bezirkshauptmannschaft als Strafbehör-
de vertrat die Ansicht, dass bei den vom 
Transportunternehmer B durchgeführten 
Fahrten ungültige Gemeinschaftslizenzen 
mitgeführt wurden. De facto führten 
die Lkw-Fahrer Gemeinschaftslizenzen 
des Unternehmens A mit, auf das die 
Fahrzeuge auch zugelassen waren. Dass 
zwischen den beiden Unternehmen A und 
B eine enge „Verflechtung“ aufgrund eines 

Konzernverhältnisses bestand, war für die 
Strafbehörde von keiner Relevanz. 
Schlussendlich wurde der Vorfall im In-
stanzenzug an den Verwaltungsgerichts-
hof als höchste Instanz herangetragen. 
Dieser hat die Beschwerde des Transport-
unternehmers als unbegründet abge-
wiesen und die Ansicht der Strafbehörde 
bestätigt. 

Schlussfolgerung des VwGH
Im Wesentlichen vertritt der Verwaltungs-
gerichtshof die Ansicht, dass es zwar 
richtig ist, dass einem Güterbeförderungs-
unternehmer nur so viele beglaubigte 
Abschriften der Gemeinschaftslizenz aus-
gehändigt werden, wie ihm Fahrzeuge im 
Eigentum aufgrund eines Mietvertrages 
zur Verfügung stehen. 
Keinesfalls darf daraus aber abgeleitet 
werden, dass ein Transportunternehmen, 
das über keine gemieteten Fahrzeuge 
verfügt, berechtigt wäre, grenzüberschrei-
tende Beförderungen mit Fahrzeugen 

Gemäß Art. 5 Abs. 4 VO (EWG 92/881 bzw. VO EG 2009/1072) darf die Gemeinschaftslizenz nicht 

an Dritte übertragen werden. Unzulässig ist somit auch eine Übertragung an selbstständige 

Unternehmen einer Unternehmensgruppe. Problematisch ist dies bei Lohnfuhrverträgen, wie ein 

aktueller Anlassfall zeigt.
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eines anderen Unternehmens unter 
Verwendung der Gemeinschaftslizenzen 
dieses anderen Unternehmens durchzu-
führen. Dabei spielt es auch keine Rolle, 
ob ein Mietvertrag oder eine Benützungs-
erlaubnis am Fahrzeug abgeschlossen 
wurde. Auch die Tatsache, dass die 
Gesellschafter und auch die Geschäfts-
führer bei beiden Unternehmen ident 

sind, ändert daran nichts. Dadurch, dass 
es sich um zwei selbstständige Unterneh-
men handelt, wäre die Vorgehensweise 
als unzulässige Übertragung der Ge-
meinschaftslizenz an einen „Dritten“ zu 
betrachten. 

Vorsicht bei Lohnfuhrverträgen
Im Bereich der grenzüberschreitenden 
notifizierungspflichtigen Abfalltransporte 
werden immer wieder sogenannte „Lohn-
fuhrverträge“ verwendet. Dies ist in der 
Praxis meist deshalb notwendig, da ein 
Unternehmen allein meist nicht so viele 
Fahrzeuge im eigenen Fuhrpark hat, wie 
es für die Durchführung eines grenzü-
berschreitenden Entsorgungsprojektes 
notwendig wäre. Es muss daher meist auf 
die Ressourcen eines „Subunternehmers“ 
zurückgegriffen werden. In den Notifizie-
rungsdokumenten muss jedoch bereits 
Tage vorher das zum Einsatz kommende 
Beförderungsunternehmen genannt 
werden. Dies ist meist aus praktischen 
Gründen schon unmöglich, da Tage 
vorher nicht gesagt werden kann, welches 
Fahrzeug konkret an welchem Tag zum 
Einsatz kommen kann. Dieser Umstand 
spielt vor allem bei grenzüberschreiten-
den Abfalltransporten eine große Rolle. 
Der Abfallbeförderer bedient sich daher 
meist eines Lohnfuhrunternehmers. Ein 
Lohnfuhrvertrag ist dadurch charakteri-
siert, dass der Lohnfuhrunternehmer ein 
Fahrzeug samt Fahrpersonal zu beliebiger 
Disposition durch den Auftragnehmer 
zur Verfügung stellt. In diesem Zusam-
menhang stellt sich meist die Frage, wer 
nun tatsächlich als Beförderer einzustu-
fen ist. Vom Lohnfuhrunternehmer, der 
dem „Beförderer“ das Fahrzeug und das 
Fahrpersonal zur Verfügung stellt, müsste 
in diesem zur Verfügung gestellten Lkw, 
nach der jüngsten Entscheidung des 

VwGH vom 17. März 2011, 2010/03/0179 
die Gemeinschaftslizenz vom auftragge-
benden Beförderer mitgeführt werden. 
Dies ist jedoch praxisfremd und in der täg-
lichen Abwicklung unmöglich. Sämtliche 
grenzüberschreitenden Abfalltransporte 
würden auf Basis der bisher gelebten Ab-
wicklungspraxis nicht mehr zulässig sein. 
Es besteht daher dringender Handlungs-
bedarf des Gesetzgebers dahingehend, 
dass die für die grenzüberschreitende 
Abfallverbringung notwendigen Bestim-
mungen und auch die Behördenpraxis 
die Gegebenheiten des täglichen Fracht-
geschäftes ausreichend berücksichtigen, 
andernfalls ist der grenzüberschreitende 
Abfalltransport (in einem größeren Aus-
maß) de facto nicht mehr durchführbar. 
Die Entscheidung des VwGH vom 17. März 
2011, 2010/03/0179 ist daher in der täg-
lichen Praxis unbedingt zu berücksichti-
gen! Der Lohnfuhrvertrag enthält nämlich 
Elemente des Mietvertrages.
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Zusammenfassung
�� �Die Gemeinschaftslizenz darf nicht an 

Dritte übertragen werden!
�� �Als Übertragung an „Dritte“ wird auch 

der Einsatz eines Fahrzeuges eines 
Tochterunternehmens samt deren 
Gemeinschaftslizenz angesehen!

�� �Lohnfuhrverträge im Bereich der 
grenzüberschreitenden Abfallverbrin-
gung können von dieser Bestimmung 
betroffen sein, da Lohnfuhrverträge 
„mietrechtliche Elemente“ enthalten!

�� �Im Bereich der Verwendung von Lohn-
fuhrverträgen/Fahrzeugüberlassungs-
verträgen ist auf die Ergebnisse dieser 
Entscheidung besonders Rücksicht zu 
nehmen!

� Die Gemeinschafts-
lizenz darf nicht an 

Dritte übertragen 
werden
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